
Verfassungsschutz

Schlappe für 
Maaßen
Der Präsident des Bundes-
amts für Verfassungsschutz
(BfV), Hans-Georg Maaßen,
ist mit dem Vorhaben, seinem
Amt noch mehr Macht zu ver-
leihen, gescheitert. Bei einer
Tagung der Verfassungsschutz-
chefs von Bund und Ländern
sei man sich zwar einig gewe-
sen, „dass die Funktion des
BfV als Zentralstelle im Rah-
men des bestehenden Verfas-
sungsschutzverbundes stärker
wahrgenommen werden soll“,
heißt es im Protokoll. Doch
Maaßens Ansinnen, in beson-
deren Lagen direkten Zugriff
auf das Personal der Länder
zu bekommen, widersetzten

sich die Leiter der Landes -
ämter. Maaßen hatte zuvor
per Brief ein „länderübergrei-
fendes Direktionsrecht“ für
seine Behörde gefordert.

Auch eine Abschaffung der
Landesämter, über die Bun-
desinnenminister Thomas de
Maizière (CDU) räsoniert hat-
te, ist vorerst vom Tisch. Laut
Protokoll gab es in Köln eine
„intensive Diskussion in kon-
struktiver Atmosphäre“. red
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Freispruchquote

Linke

Dellen im Helm
Thüringens Regierungschef
Bodo Ramelow (Linke) geht
auf Distanz zu Sahra Wagen-
knecht. Die Vorsitzende 
der Bundestagsfraktion der
Linken hatte Bündnisse zwi-
schen SPD, Linken und Grü-
nen für „tot“ erklärt. Rame-
low, der seit 2014 ein rot-rot-
grünes Regierungsbündnis in
Erfurt anführt, versichert, das
Modell sei „sehr lebendig“.
Im Land Berlin regiert eben-
falls eine Koalition der drei
Parteien. „Es lohnt sich für
die Menschen“, so Ramelow,
„wenn es jenseits von tren-
nenden Parteiprogrammen
gute Kooperationen gibt.“

Auch wenn es auf Bundes -
ebene derzeit keine Mehrhei-
ten dafür gebe, „will ich
 meine Hoffnungen auf eine
moderne Bürgerversicherung,
bundesweite Volksabstim-
mungen, Bildung als Gemein-
schaftsaufgabe und die
 Stärkung von Arbeitnehmer-
rechten nicht aufgeben“. Er
rechne zudem im Bund lang-
fristig mit einer Perspektive
für Rot-Rot-Grün. Ramelows
Staatskanzleichef und Partei-
kollege Benjamin-Immanuel
Hoff kommentiert Wagen-
knechts Einlassungen noch
bissiger: „Der Helm des de-
mokratischen Sozialisten 
hat viele Dellen  – die wenigs-
ten  kommen vom politischen
Gegner.“ stw

Justiz

In dubio pro reo
Wird ein in Untersuchungs-
haft (U-Haft) einsitzender
Tatverdächtiger freigespro-
chen, dann hat das Gericht
meistens nach dem Grund-
satz „im Zweifel für den An-
geklagten“ entschieden. Die
Unschuld gilt selten als er-
wiesen. Das hat das Institut
für Kriminologie der Univer-
sität Tübingen herausgefun-
den, das Freisprüche nach 
U-Haft analysiert und die ers-
te Studie dazu in Deutsch-
land vorgelegt hat. Laut
Strafverfolgungsstatistik liegt
die Wahrscheinlichkeit, frei-
gesprochen zu werden, allge-
mein im niedrigen Prozent-
bereich – außer bei mutmaß-
lichen Vergewaltigern.

Von allen Angeklagten, die
sich wegen Diebstahls oder

Körperverletzung verantwor-
ten müssen, werden lediglich
2,4 beziehungsweise 7,4 Pro-
zent freigesprochen (siehe
Grafik). Von den wegen Ver-
gewaltigung oder sexueller
Nötigung Angeklagten wird
dagegen mehr als ein Viertel
freigesprochen. In der
 Tübinger Studie wurden 
55 Freispruchverfahren we-
gen sexueller Nötigung oder
Vergewaltigung analysiert. 
In zwei Dritteln der Fälle
musste das Gericht entschei-
den, ob die sexuellen Hand-
lungen einvernehmlich statt-
gefunden hatten oder nicht;
in einem Drittel war es frag-
lich, ob es die vom Opfer
 geschilderten sexuellen
Handlungen überhaupt gege-
ben hatte. 95 Prozent dieser
Verfahren entschied das
 Gericht nach dem In-dubio-
pro-reo-Grundsatz. lab

Schulen

Zu wenig Computer
Die Digitalisierung an deut-
schen Schulen geht nach
 Meinung zahlreicher Lehr-
kräfte nur schleppend voran.
Das besagt eine Umfrage un-
ter mehr als 5000 Lehrerin-
nen und Lehrern, die der
Stark Verlag in der kommen-
den Woche vorstellen wird.
Zwar sind Com puter und
 Internetzugänge mittler -
weile vielerorts vorhanden.
 Al lerdings klagten knapp 
30 Prozent der Befragten, die
 Ausstattung reiche für die
Schülerzahl nicht aus und
funk tioniere oftmals nicht.
Häufig müssten Pädagogen
ihre privaten Geräte ein -

setzen oder die schulische
Technik selbst reparieren. 

Auch wenn nahezu alle
Befragten es für wichtig hal-
ten, dass Kinder im Umgang
mit digitalen Medien ge-
schult werden, beobachten
sieben von zehn Lehrern,
dass ihre Schüler sich
schlechter  konzentrieren
können, wenn Laptops 
oder Smartphones im Unter-
richt verwendet  werden.
 Obwohl fast alle Jugend -
lichen Computer privat nutz-
ten, beherrschten sie die
 Geräte nicht sicher. 40 Pro-
zent der Lehrkräfte warnen,
dass Lesen und Rechnen
 sowie motorische Fähigkei-
ten wie das Schreiben
 vernachlässigt werden. olb
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